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Verordnung 
über die Einrichtung einer Verbotszone 

über das Führen von Waffen,  
Messern und gefährlichen Gegenständen  

in der Stadt Braunschweig 
vom 5. November 2024 

 
Aufgrund des § 42 Absatz 5 des Waffengesetzes (WaffG) vom 
11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 332) geändert worden ist, sowie aufgrund des 
§ 55 des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehördenge-
setzes (NPOG) in der Fassung vom 19. Januar 2005, zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. September 2022 
(Nds. GVBl. S. 589), hat der Rat der Stadt Braunschweig in 
seiner Sitzung am 5. November 2024 für das Gebiet der Stadt 
Braunschweig folgende Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
Verbot 

  
(1) Im Geltungsbereich dieser Verordnung ist es in der Stadt 

Braunschweig verboten, Waffen und Messer sowie gefähr-
liche Gegenstände auf öffentlichen Straßen, Wegen und 
Plätzen sowie im Parkhaus Wallstraße mitzuführen. Das 
Verbot gilt von Montag bis Donnerstag jeweils von 
20.00 Uhr bis 06.00 Uhr des Folgetags sowie von Freitag 
20.00 Uhr bis Montag 06.00 Uhr. 

 
(2) Der räumliche Geltungsbereich dieser Verordnung ist aus 

der in Anlage beigefügten Karte ersichtlich, die Bestandteil 
dieser Verordnung ist.  
Er umfasst die Friedrich-Wilhelm-Straße, den Friedrich-
Wilhelm-Platz, die Wallstraße, die Bruchstraße, die Leo-
poldstraße und die Straße Am Wassertor. 

 
§ 2 

Begriffsbestimmungen 
 
(1) Waffen im Sinne des § 1 Abs. 1 sind alle Waffen gemäß 

§ 1 Absatz 2 WaffG. Messer sind Messer jeglicher Art. 
 
(2) Gefährliche Gegenstände sind alle Gegenstände, die 

aufgrund ihrer Beschaffenheit und der konkreten Art der 
Benutzung dazu geeignet sind, gegen Personen einge-
setzt zu werden und erhebliche körperliche Verletzungen 
hervorzurufen. 

  
Dazu zählen insbesondere:  

  
1. Äxte und Beile,  
2. Knüppel jeglicher Art wie z. B. Schlagstöcke,  

Baseballschläger,   

3. Handschuhe mit harten Füllungen und Quarzsand-
handschuhe,  

4. Reizstoffsprühgeräte, die nicht unter das Waffengesetz 
fallen.    

 
(3) Führen im Sinne des § 1 Abs. 1 ist die Ausübung der 

tatsächlichen Gewalt über Waffen im Sinne des Waffenge-
setzes und Messer oder gefährliche Gegenstände außer-
halb der eigenen Wohnung, Geschäftsräume oder des   
eigenen befriedeten Besitztums im Sinne des § 1 Absatz 4 
in Verbindung mit Anlage 1 Abschnitt 2 Nummer 4 WaffG.  

 
§ 3 

Ausnahmen 
 
(1) Ausgenommen von dem Verbot nach § 1 sind Fälle, in 

denen für das Führen der Waffe, des Messers oder der ge-
fährlichen Gegenstände ein berechtigtes Interesse vor-
liegt.   

 
(2) Ein berechtigtes Interesse liegt insbesondere vor 
 

1.  für das Führen von Waffen 
 

a)  für Inhaber waffenrechtlicher Erlaubnisse, mit 
Ausnahme einer Erlaubnis nach § 10 Absatz 4 
Satz 4 WaffG (Kleiner Waffenschein), 

 
b)  für Personen, die eine Waffe nicht zugriffsbereit 

von einem Ort zum anderen befördern; eine Waffe 
ist nicht zugriffsbereit, wenn sie in einem ver-
schlossenen Behältnis mitgeführt wird, 

 
c)  für Rettungskräfte und Einsatzkräfte im Zivil- und 

Katastrophenschutz im Zusammenhang mit der 
Tätigkeit; 

 
2.  für das Führen von Messern und gefährlichen Gegen-

ständen bei 
 

a)  Anlieferverkehr, 
 

b)  Gewerbetreibenden und ihren Beschäftigten und 
von den Gewerbetreibenden Beauftragten, die 
Messer oder gefährliche Gegenstände im Zusam-
menhang mit ihrer Berufsausübung führen, 

 
c)  Personen, die ein Messer oder einen gefährlichen 

Gegenstand nicht zugriffsbereit von einem Ort zum 
anderen befördern; ein Messer ist nicht zugriffsbe-
reit, wenn es nur mit mehr als drei Handgriffen er-
reicht werden kann, 
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d)  Personen, die ein Messer oder einen gefährlichen 
Gegenstand in oder auf bestimmten Gebäuden 
oder Flächen mit öffentlichem Verkehr sowie in 
Verkehrsmitteln und Einrichtungen des öffentlichen 
Personenverkehrs, in oder auf denen Menschen-
ansammlungen auftreten können und die einem 
Hausrecht unterliegen mit Zustimmung des Haus-
rechtsbereichsinhabers führen, wenn das Führen 
dem Zweck des Aufenthaltes in dem Hausrechts-
bereich dient oder im Zusammenhang damit steht, 

 
e)  gewerblichem Ausstellen von Messern oder ge-

fährlichen Gegenständen auf Messen, Märkten 
und Ausstellungen, 

 
f)  Rettungskräften und Einsatzkräften im Zivil- und 

Katastrophenschutz im Zusammenhang mit der 
Tätigkeit, 

 
g)  Mitwirkenden an Foto-, Film- oder Fernsehauf-

nahmen, Theateraufführungen oder historischen 
Darstellungen, wenn zu diesem Zweck Messer 
oder gefährliche Gegenstände geführt werden, 

 
h)  Personen, die Messer oder gefährliche Gegen-

stände im Zusammenhang mit der Brauchtums-
pflege, der Jagd oder der Ausübung des Sports 
führen, 

 
i)  Inhabern gastronomischer Betriebe, ihren Be-

schäftigten und Beauftragten sowie deren Kundin-
nen und Kunden, 

 
j)  Personen, die Messer oder gefährliche Gegen-

stände im Zusammenhang mit einem allgemein 
anerkannten Zweck führen. 

 
(3) Ausgenommen vom Verbot des § 1 ist das Mitführen von 

Reizstoffsprühgeräten, die gem. § 2 Absatz 4 WaffG 
i. V. m. Anlage 2 Ziff. 1.3.5 keine verbotenen Waffen sind 
und von Tierabwehrsprays. 

 
(4) Die zuständige Behörde kann darüber hinaus weitere 

Ausnahmen allgemein oder für den Einzelfall zulassen, so-
fern eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ord-
nung nicht zu besorgen ist. Die Ausnahmegenehmigungen 
können mit Bedingungen und Auflagen versehen werden. 
Berechtigte haben den Ausnahmebescheid mit sich zu 
führen und auf Verlangen vorzuzeigen.  

 
§ 4 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 53 Absatz 1 Nr. 23 des 

Waffengesetzes handelt, wer innerhalb des Geltungsbe-
reichs dieser Verordnung vorsätzlich oder fahrlässig ent-
gegen § 1 Absatz 1 dieser VO eine Waffe im Sinne des 
Waffengesetzes oder ein Messer führt.  

 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 59 Abs. 1 NPOG handelt, 

wer innerhalb des Geltungsbereichs dieser Verordnung 
entgegen § 1 vorsätzlich oder fahrlässig einen gefährli-
chen Gegenstand führt.   

 
(3) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann gemäß § 53 

Abs. 2 WaffG mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro ge-
ahndet werden.   

 
(4) Die Ordnungswidrigkeit nach Abs. 2 kann gemäß § 59 

Abs. 2 NPOG mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro ge-
ahndet werden.  

 
(5) Verbotenerweise geführte Waffen im Sinne des Waffenge-

setzes und Messer können nach § 54 Absatz 2 des Waf-
fengesetzes eingezogen werden. Verbotenerweise geführ-
te gefährliche Gegenstände können nach § 26 NPOG     
sichergestellt werden.  

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt für die Stadt Braunschweig in Kraft.  
 

§ 6 
Geltungsdauer 

 
Diese Verordnung tritt 10 Jahre nach ihrem Inkrafttreten außer 
Kraft. 
 
Braunschweig, den 5. November 2024 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
Dr. Pollmann 

Stadtrat 
 
Vorstehende Verordnung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Braunschweig, den 5. November 2024 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
Dr. Pollmann 

Stadtrat 
 
 
Anlage zu § 1 Abs. 2 
Geltungsbereich 
 

 
 

 
Zweiundzwanzigste Satzung 
zur Änderung der Satzung 

über die Gebühren für die Friedhöfe 
in der Stadt Braunschweig 

(Friedhofsgebührensatzung) 
vom 17. Dezember 2024 

 
Auf Grund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08. Februar 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 9), der §§ 1, 2, 4 und 5 
des Nds. Kommunalabgabengesetzes vom 20. April 2017 (Nds. 
GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 
22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 589), und § 13 des Geset-
zes über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen vom 
08. Dezember 2005 (Nds. GVBl. S. 381), zuletzt geändert durch 
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Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Februar 2022 (Nds. GVBl. 
S. 134), hat der Rat der Stadt Braunschweig in seiner Sitzung 
am 17. Dezember 2024 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
Die Satzung über die Gebühren für die Friedhöfe in der Stadt 
Braunschweig (Friedhofsgebührensatzung) vom 13. Dezember 
1977 (Amtsblatt für die Stadt Braunschweig Nr. 14 vom 30. 
Dezember 1977, S. 64), zuletzt geändert durch die Einundzwan-
zigste Satzung zur Änderung der Satzung über die Gebühren für 
die Friedhöfe in der Stadt Braunschweig vom 20. Dezember 
2022 (Amtsblatt für die Stadt Braunschweig Nr. 15 vom 
22. Dezember 2022, S. 89) wird wie folgt geändert: 
 
1. § 2 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„Soweit Leistungen der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, er-
höhen sich die im Gebührenverzeichnis genannten Gebüh-
ren um die gesetzliche Umsatzsteuer.“ 
 

2. Die Anlage zur Satzung über die Gebühren für die Friedhöfe 
in der Stadt Braunschweig (Friedhofsgebührensatzung) wird 
wie folgt geändert: 

 
a) Nummer 2.3.1 wird wie folgt gefasst: 

 
„2.3.1 Urnenhain für eine Urne  810,70 €  

(zuzüglich der 
aktuell gelten-
den Umsatz-
steuer)“ 

 
b) Nummer 2.3.2 wird wie folgt gefasst: 
 

„2.3.2 Urnengemeinschaftsgrab  1.555,40 € 
(zuzüglich der 
aktuell gelten-
den Umsatz-
steuer)“ 

 
c) Nummer 2.4.1 wird wie folgt gefasst: 

 
„2.4.1 Urnenhain für eine Urne  628,10 €  

(zuzüglich der 
aktuell gelten-
den Umsatz-
steuer)“ 

 
d) Nummer 2.4.2 wird wie folgt gefasst: 
 

„2.4.2 Urnengemeinschaftsgrab  1.283,70 € 
(zuzüglich der 
aktuell gelten-
den Umsatz-
steuer)“ 

 
e) Nummer 2.4.7 wird wie folgt gefasst: 
 

„2.4.7 Urnengrab 0,5 m² im historischen 
 Umfeld   1.089,00 € 

(zuzüglich der 
aktuell gelten-
den Umsatz-
steuer)“ 

 
 
f) Nummer 3.2.2 wird wie folgt gefasst:  
 

„3.2.2 Verlängerung Urnengemein- 
    schaftsgräber pro Jahr  81,40 €  

(zuzüglich der  
aktuell gelten-
den Umsatz-
steuer)“ 

 
 

g) Nummer 4.6.3 wird wie folgt gefasst: 
 

„4.6.3  Bronzegusstafel Reformierter 
Friedhof   264,00 €  

(zuzüglich der 
aktuell gelten-
den Umsatz-
steuer)“ 

 
Artikel II 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 
 
Braunschweig, den 17. Dezember 2024 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
Herlitschke 

Stadtrat 
 

Vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 
 

Braunschweig, den 17. Dezember 2024 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
Herlitschke 

Stadtrat 
 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes  
mit örtlicher Bauvorschrift 

„Wenden-West, 2. BA“, WE 63, Einsichtnahme 
 
I 
 

Satzungsbeschluss  
(§ 10 BauGB) 

 
Der vom Rat der Stadt Braunschweig am 17. Dezember 2024 
gefasste Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan mit örtlicher 
Bauvorschrift „Wenden-West, 2. BA“, WE 63, Stadtgebiet zwi-
schen der Straße Heideblick, der Stadtbahntrasse und Velten-
höfer Straße (Geltungsbereich A), Stadtgebiet Gemarkung Wen-
den Flur 3, Flurstück 152/3 (Geltungsbereich B), Stadtgebiet 
Gemarkung Veltenhof Flur 7, Flurstück 34/3 tlw. (Geltungsbe-
reich C), Stadtgebiet Gemarkung Waggum Flur 3, Flurstück 47/5 
tlw. (Geltungsbereich D), Stadtgebiet Gemarkung Rüningen 
Flur 4, Flurstück 90/5 tlw. (Geltungsbereich E), wird gem. § 10 
Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 394), bekannt gemacht. 

 
II 
 

Verletzung von Vorschriften  
(§§ 214, 215 BauGB) 

 
Es wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB darauf hingewiesen, dass die 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften dann unbeachtlich 
ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts gegenüber der Stadt Braunschweig gel-
tend gemacht worden ist. Gleiches gilt für eine unter Berücksich-
tigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes, für nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs sowie für nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtliche Fehler.  
 
Der Sachverhalt, der die Verletzung der Vorschriften begründen 
soll, ist darzulegen. 
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III 
 

Fälligkeit und Erlöschen  
der Entschädigungsansprüche 

(§ 44 BauGB) 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB über die Entschädigung von durch die Satzung eintre-
tenden Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hin-
gewiesen. 

IV 
 

Inkrafttreten und Einsichtnahme in die Satzung 
(§ 10 BauGB) 

 
Die Satzung einschließlich Begründung und zusammenfassen-
der Erklärung sowie die DIN-Vorschriften und anderen Regel-
werke, auf die in den Textlichen Festsetzungen verwiesen wird, 
können im Fachbereich Bauordnung und Zentrale Vergabestelle, 
Abteilung Bauordnung, Beratungsstelle Planen-Bauen-Umwelt, 
Langer Hof 8, 5. Etage, Zimmer 503, von jedermann eingesehen 
werden. Für die Einsichtnahme ist telefonisch ein Termin unter 
der Tel.-Nr. 470-4001 oder 470-4002 zu vereinbaren. 
 
Jedermann kann über den Inhalt der Satzung und der zusam-
menfassenden Erklärung auch Auskunft verlangen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft. 
 
Braunschweig, den 18. Dezember 2024 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
Leuer 

Stadtbaurat 
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